
3.       Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

1.       Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, §§ 1-11 BauNVO)

A. ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN
(nach § 9 BauGB, BauNVO, i.d.F. vom 15.09.2014 PlanV und Art. 81 BayBO)     

2.       Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

EINLEITUNG
B. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(nach § 9 Abs. 4 i.V. m. Art 81 BayBO)          

7. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
    (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

8. Sonstige Planzeichen

5. Flächen für Versorgungsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr 12,14 und Abs. 6 BauGB)

6. Flächen für Landwirtschaft und Wald (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6 BauGB)

(nach § 9 BauGB, BauNVO, PlanzV und § 81 BayBO)          
D. ZEICHNERISCHE UND TEXTLICHE HINWEISE

7.

8.

9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

E. VERFAHRENSVERMERKE

1. 

2.

3.

4.

5.

6.

C. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
(nach § 9 Abs. 4 i.V. m. Art 81 BayBO)          

GI(e)

MI

1.1

1.2

1.3

Baugrenze

Nutzungsschablone

Geschoßflächenzahl (BMZ)

Art der baulichen
Nutzung
Grundflächenzahl (GRZ)

Dachform/ Dachneigung

3.1

3.2

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

Gebäudehöhe ü.NN

Auf Grund des § 2 Abs. 1 und der §§ 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414, ber. 1998 S. 137), zuletzt geändert durch 
Art. 6 des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722),

§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit Art. 79 und 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588, FN BayRS 2132-1-I), zuletzt geändert durch § 3 des 
Gesetzes zur Änderung des Baukammergesetzes, des Gesetzes über das öffentliche Versorgungswesen und 
der Bayerischen Bauordnung vom 24. Juli 2015 (GVBl. S. 296)

und Art. 23 und 24 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (Gemeindeordnung - GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, FN BayRS 2020-1-1), zuletzt geändert durch § 9a des 
Gesetzes über elektronische Verwaltung in Bayern vom 22.Dezember 2015 (GVBl. S. 458)

erlässt die Stadt Erlenbach den Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan 

                   "Norderweiterung Versandlager ICO - Gemarkung Erlenbach" 
als Satzung, bestehend aus Planzeichnung und Textteil sowie der Begründung mit Umweltbericht.

Bereich                  Lw"tags               Lw"nachts
                                dB(A)                    dB(A)
Nordbereich               61                        46
Südbereich                65                        54

4.       Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
          (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)  

4.1    Zuordnungsfestsetzung:
         Folgende Ökologische Ausgleichsflächen werden dem Bebauungsplan Erlenbach zugeordnet: 
         Gemarkung Erlenbach:  Flurnummern  8338, 8339, 8340, 8317, 8316, 8341, 8342, 8343
         Teilflächen von Flurnummern 7458, 8802, 8801, 8865, 8215, 8181/1, 9267

4.2    Ausgleichsmaßnahmen 

         Festsetzungen auf Flächen im Eigentum der Mainsite 

2.1           GRZ  0,95         Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstmaß gem. §§ 16, 17 und 19 BauNVO, z.B. 0,95

2.2           BMZ  10,0          Baumassenzahl (BMZ) als Höchstmaß gem. §§ 16, 17 und 21 BauNVO, z.B. 10,0

2.3     Gebäudehöhen:

2.3.1  Innerhalb des eingeschränkten Industriegebietes GI(e) gilt:

          EGFH=126,40 +- 1,20   Ergeschoßbodenhöhe (EGFH) über NN (Normalnull)
                                                 z.B. 126,40m +- 1,20

          OKH= 143,00                 Oberkante Gebäude (OKH) über Normalnull als Höchstwert)
                                                 z.B. 143,00m

2.3.2  Innerhalb des Mischgebietes sowie innerhalb des Sondergebietes (SO "Logistik") gilt:

                140,00m ü.NN          maximal zulässige Firsthöhe im Sondergebiet Logistik bezogen auf Normalnull
                                                
                136,00m ü.NN          maximal zulässige Firsthöhe im Mischgebiet bezogen auf Normalnull
                                              

2.4                                            Stellung der baulichen Anlage wahlweise

SO
Logistik

A13

7.1

7.2

7.3

7.4

7.5

7.6

7.7

Flächen für ökologischen Ausgleich

ökologische Ausgleichsfläche z.B A13

Bäume oder Gehölzgruppen zu erhalten, ggf. gleichwertig zu ersetzen

zu pflanzende Bäume (Bereichsbindung)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Sträuchern 

Anpflanzen von Sträuchern

Anpflanzen sonstige Bepflanzung

Waldfläche

Aufforstungsfläche

6.1

6.2 AF

Trafostation

Brunnen

5.1

5.2

Umgrenzung von Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 uns Abs. 4 BauGB)
hier: Abgrenzung der zulässigen Immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel
         (FSP) nach Nord- und Südbereich 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

8.1

8.2

8.3

öffentliche Verkehrsfläche / Straße mit öffentl. Widmung

Privatstraße

Fußweg / Radweg lt. § 11 Abs. 2 BauNVO

Straßenbegrenzungslinie

Bereich ohne Ein- und Ausfahrten
Die Anlage unmittelbarer Zufahrten und Zugänge zur St 2309 ist unzulässig.

Sichtdreieck (5/110m); Innerhalb der Sichtfelder dürfen sichtbehinderende Anlagen
jedlicher Art (z.B. Einfriedung, Bewuchs, Ausfschüttung, Stapel) eine Höhe von 0,80 m
über Fahrbahnoberkante nicht überschreiten

        Festsetzungen auf den Flächen im Eigentum der Stadt Erlenbach

Es wird eine Berichtspflicht durch eine fachkundige Person über die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen 
einschließlich Erfolgskontrolle und eine Abnahme durch die Untere Naturschutzbehörde festgesetzt.

4.3 Vermeidungsmaßnahmen und Artenschutzmaßnahmen

4.3.1 CEF-Maßnahmen (vorgezogene Artenschutzmaßnahmen)

4.3.1.1 Zeitpunkt
         Die Maßnahmen müssen vor dem Eingriff hergestellt und funktionsfähig sein mit Berichtspflicht an 
         die Untere Naturschutzbehörde

4.3.1.2 CEF-Maßnahmen speziell für höhlenbewohnende Vogel- und Fledermausarten:
         Anbringen von 5 Vogel- und 10 Fledermauskästen auf den ökologischen Ausgleichsflächen A8, A15, A16. 

4.3.1.3 CEF-Maßnahmen für die Zauneidechse
            Es werden 2 Zauneidechsenhabitate angelegt (Steinhaufen, Wurzeln, Baumstümpfe, sandige Flächen zur Eiablage)
            Eines wird randlich des verbleibenden Waldstreifens entlang der Staatsstraße errichtet, zur Optimierung des
            bestehen bleibenden Zauneidechsenfundortes. Das zweite Habitat wird im Umfeld des Zufahrtsgleises 
            auf Flurnr. 8215 angelegt.

4.3.2 Maßnahmen zur Verminderung oder Vermeidung 

4.3.2.1 Rodung der Waldflächen 
            Die Waldflächen dürfen erst gerodet werden, wenn die Bebauung des entsprechenden Grundstücks bevorsteht. 

4.3.2.2 Zeitpunkt für Baumfällungen, Einschlag/Rückschnitt von Gehölzen
            Dies ist in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28. Februar durchzuführen.

4.3.2.3 Überprüfung von Bäumen mit Stammdurchmesser von über 60 cm vor einer Fällung
            Diese sind vor einer Fällung im laubfreien Zustand auf ein Vorhandensein von Höhlen als potenzielles Winterquartier 
            für Fledermäuse und die Haselmaus hin gezielt zu untersuchen. Höhlenbäume sind unmittelbar vor der Fällung auf 
            eine aktuelle Nutzung von Höhlen durch Fledermäuse oder die Haselmaus zu kontrollieren. Sollten dabei Fledermäuse 
            oder die Haselmaus festgestellt werden, ist das weitere Vorgehen mit der zuständigen Naturschutz-behörde abzustimmen.

4.3.2.4 Schutz verbleibender Bäume
            Während der Bauphase sind verbleibende Bäume/Gehölze am Rande/nahe des Baufeldes durch geeignete Maßnahmen 
            vor Beschädigungen insbesondere vor mechanischen Schäden zu schützen 

4.3.2.5 Entfernen der Wurzelstöcke 
            Dies ist erst nach der Frostperiode durchzuführen, um Winterquartiere nicht zu beeinträchtigen

4.3.2.6 Zeitraum für Abtrag von Boden und Bodenvegetation im Umfeld des Fundortes der Zauneidechse 
            (Offener Bereich um einen Brunnen an der Gemarkungsgrenze)
            Bauzeitenbeschränkung für diese Arbeiten auf den Monat August bis Anfang September in einem Korridor entlang der 
            Gemarkungsgrenze von jeweils 15m nördlich und südlich, vom Weg westlich des Brunnens bis zum verbleibenden 
            Waldstreifen an der Staatstraße im Osten. Ökologische Baubegleitung ist erforderlich.

4.3.2.7 Zeitraum für Abtrag von Boden und Bodenvegetation, Auffüllungen sowie Baufeldfreimachung 
            Dies ist im Zeitraum 1. Oktober bis 31. März außerhalb der Fortpflanzungszeit von Gelbbauchunke, Baumpieper und 
            Waldschnepfe durchzuführen. Wenn vorab gutachterlich sichergestellt ist, dass sich keine Gelbbauchunken und/oder 
            Vogelbruten in den betroffenen Bereichen aufhalten, kann dies auch während der Fortpflanzungszeit stattfinden.

4.3.2.8 Zeitpunkt für den Abbruch vorhandener Gebäude
            Der optimale Zeitpunkt für den Abbruch vorhandener Gebäude um Brutzeit für Vögel oder Winterruhe von Fledermäusen 
            zu umgehen liegt in der Zeit vom 15. September bis 31. Oktober vor Beginn der Frostperiode. Sollte dieses nicht möglich 
            sein, sind die Gebäude unmittelbar vor Abbruch gutachterlich zu kontrollieren. 

4.3.2.9 Minimierung der Beleuchtung im Eingriffsbereich
            Beleuchtungsanlagen werden mit LED-Leuchten oder Natriumdampfhochdrucklampen ausgestattet um die Anlockwirkung
            auf Insekten so weit wie möglich einzuschränken. Leuchtkörper und Reflektoren sind so auszurichten, dass der Lichtkegel 
            nicht auf angrenzende Waldbereiche gerichtet ist.

4.4    Extensive Dachbegrünung
         Im Bereich des Sondergebiets Logistik wird wegen der Klima- und Wasserrückhaltungsfunktion 
         zwingend extensive Dachbegrünung festgesetzt.

Brunnenleitungen

Tiefbrunnen zur Brauchwassergewinnung

private Verkehrsfläche

vorhandene Grünfläche (Privat)

Biotop gemäß Biotopkartierung

vorhandene Bahnanlage

geplantes Bahngleis

oberirdische Versorgungsleitung

unterirdische Versorgungsleitung 

Radweg Bestand / geplant

Böschung

Bauverbotszone (20m)

Baubeschränkungszone (40m)

R R

                                                tagsüber               nachts
Mischgebiete, Dorfgebiete       60 dB(A)           50/45 dB(A)
Gewerbegebiet                        65 dB(A)           55/50 dB(A)
Industriegebiet                         70 dB(A)               70 dB(A)

18.     Bestandschutz Deutsche Bahn AG (Entschädigungsansprüche)
          Durch den Eisenbahbetrieb und die Erhaltung (unterhaltung und Erneuerung) der Bahnanlagen, die durch Plan-
          feststellung Bestandschutz genießen, entstehen Emissionen (insbesondere Schall, Körperschall, Erschütterungen, 
          Abgase, Funkenflug usw.). Daraus können Entschädigungsansprüche auf Schutzmaßnahmen gegenüber der 
          Deutschen Bahn AG nicht geltend gemacht werden.

19.     Immissionsschutz
          Für die Im Einwirkungsbereich von Industrie- und Gewerbelärm aus dem Industriegebiet gelegenen Baugebiete 
          bestehen nach DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau", Beiblatt 1, Mai 1987, folgende Schalltechnische  
          Orientierungswerte:

          Bei zwei angegebenen Nachtwerten soll der niedrigere für Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlärm sowie für Geräusche 
          von vergleichbaren öffentlichen Betrieben gelten.

          Erschütterung - Deutsche Bahn AG
          Die DIN 4105 - Erschütterungen im Bauwesen Teil 3 - i.d.F. vom Februar 1989 ist zu beachten.

20.     Bodenfunde
          Sollten im Zuge der Baumaßnahmen archäologische Fundstellen angeschnitten oder Funde gemacht werden, ist das 
          Landesamt für Denkmalpflege gem Art. 8 DSchG unverzüglich zu benachrichtigen. Der Fundort ist gem. Art. 8(2) DSchG
          unverändert zu belassen.

21.     Bodenversiegelung, Regenwasserbewirtschaftung
          Bezüglich der Erhaltung der Versickerungsfähigkeit von Flächen ist auf eine geringe Bodenversiegelung (z..B. 
          Parkflächen mit Rasengittersteinen, Porensteinen, etc. unter Berücksichtigung der ATV Umgang mit Regenwasser)
          zu achten.

          Die Möglichlkeit einer Regenwasserbewirtschaftung (Verdunstung und Versickerung - ober- und unterirdisch)
          sollen ausgeschöpft werden. Grundlage ist das Merkblatt ATV -DVWK - M 153.

1.      Der Stadtrat hat in der Sitzung vom 02.07.2014 die Aufstellung des Bebauungsplanes "Norderweiterung Versandlager ICO 
         - Gemarkung Erlenbach" beschlossen.
         Der Aufstellungsbeschluss wurde am                             ortsüblich bekannt gemacht.

2.      Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs.1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den
         Vorentwurf des Bebauungsplanes "Norderweiterung Versandlager ICO - Gemarkung Erlenbach" in der Fassung  vom
         31.07.2014 hat in der Zeit vom 25.08.2014 bis 26.09.2014 stattgefunden.

3.      Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.1 BauGB für den 
         Vorentwurf des Bebauungsplanes "Norderweiterung Versandlager ICO - Gemarkung Erlenbach" in der Fassung vom
         31.07.2014 hat in der Zeit vom 25.08.2014 bis 26.09.2014 stattgefunden.

4.      Der Entwurf des Bebauungsplanes "Norderweiterung Versandlager ICO - Gemarkung Erlenbach" in der Fassung vom 
         23.02.2015 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs.2 BauGB in der Zeit vom 29.04.2015 bis 29.05.2015 öffentlich
         ausgelegt. 

5.      Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes "Norderweiterung Versandlager ICO - Gemarkung Erlenbach" in der Fassung vom 
          23.02.2015 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.2 BauGB in der Zeit
         vom 29.04.2015 bis 29.05.2015 beteiligt.

6.      Zur Änderung des Planentwurfs in der Fassung vom 09.05.0216 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
         Belange gemäß § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 30.05.2016 bis einschließlich 13.06.2016 beteiligt.

7.      Die Änderung des Planentwurfs in der Fassung vom 09.05.2016 wurde gemäß § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit 
         vom 30.05.2016 bis einschließlich 13.06.2016 öffentlich ausgelegt.

8.       Die Stadt Erlenbach hat mit Beschluss des Stadtrats vom                        den Bebauungsplan 
          gemäß § 10 Abs.1 BauGB in der Fassung vom                    als Satzung beschlossen.

9.       Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes "Norderweiterung Versandlager ICO - Gemarkung Erlenbach" wurde am 
                                   gemäß § 10 Abs.3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 

          Der Bebauungsplan "Norderweiterung Versandlager ICO - Gemarkung Erlenbach" ist damit in Kraft getreten.

          Erlenbach, den .........................                                                       ...................................................
                                                                      ( Siegel )                              Michael Berninger (1. Bürgermeister)

Es wird hiermit bestätigt, dass der zeichnerische und textliche Teil dieses Bebauungsplans in der Fassung vom ...............
mit dem Satzungsbeschluss des Stadtrates vom .................... identisch ist.

Ausgefertigt am:      ......................................................                            .........................................
                                Ort, Datum                                                                Unterschrift

ZEi

Grundstücksgrenzen

Gemarkungsgrenze

Flurnummern

vorhandene Gebäude

geplante Gebäude 

Bereich für vorgezogene Artenschutzmaßnhame Habitat für Zauneidechse

eingeschränktes Industriegebiet (GI(e)) nach § 9 BauNVO

Mischgebiet (MI) nach § 6 BauNVO

Sondergebiet (SO) "Logistik" nach § 11 Abs. 2 BauNVO

1.       Art der baulichen Nutzung  (§ 1 Abs. 6 Nr.1 BauNVO)
  
          Die Flächen des Geltungsbereichs sind gemäß Planzeichnung ausgewiesen als:

1.1     Eingeschränktes Industriegebiet  GI(e) nach § 9 BauNVO
          Die nach § 9 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO ausnahmesweise zulässigen Wohnungen sind nicht zulässig.  Einschränkung nach 
          Abs. 3 „Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen“

1.2     Mischgebiet (MI)  nach § 6 BauNVO

1.3     Sondergebiet (SO) „Logistik“ nach § 11 BauNVO 
          Zulässig sind alle baulichen Anlagen und Nebenanlagen zur Durchführung von Speditions-, Lager- und Frachtführer-
          tätigkeiten einschließlich aller dazugehörenden Nebentätigkeiten. Es sind somit insbesondere solche Betriebe zulässig, 
          die die Funktionen Anlieferung, Zwischenlagerung, Kommissionierung / Konfektionierung und Auslieferung von Gütern 
          erfüllen. Ergänzend zu den o.g. Betrieben und Anlagen sind die für Logistikfirmen notwendigen verkehrsergänzenden 
          Dienstleistungsbetriebe wie Fuhrparkbetriebe mit den Funktionen Wartung, Reparatur, Tanken, Garagen sowie 
          Verwaltungs-, Sozial- und Verpflegungsräume bzw. -gebäude zulässig.

2.       Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB § 16 BauNVO)

          Das Maß der baulichen Nutzung wird den Planeintragungen entsprechend festgesetzt:
     
2.1     GRZ     0,95       Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstmaß gem. §§ 16, 17 und 19 BauNVO gemäß Planeintrag

2.2     BMZ     10,0       Baumassenzahl (BMZ) als Höchstmaß gem. §§ 16, 17 und 21 BauNVO gemäß Planeintrag

2.3     Gebäudehöhen

2.3.1  Innerhalb des eingeschränkten Industriegebiets GI(e) gelten die im Plan eingetragenen Höhen, z.B.:

          EGFH=126,40 +- 1,20 m                  Erdgeschoßbodenhöhe (EGFH) über NN (Normalnull) 
                                                                    gemäß Planeintrag, z.B. 126,40  +-1,20

          OKH=143,00                                     Oberkante Gebäude (OKH) über Normalnull als Höchstwert
                                                                    gemäß Planeintrag, z.B. 143,00

          Bezugspunkt für diese Höhenfestlegungen ist der Höhenfestpunkt HFP1= 125,743 m ü. NN

2.3.2  Innerhalb des Mischgebiets MI sowie innerhalb des Sondergebiets (SO „Logistik“) gilt:

          140,00m ü.NN          maximal zulässige Firsthöhe im Sondergebiet Logistik bezogen auf Normalnull
                                          
          136,00m ü.NN          maximal zulässige Firsthöhe im Mischgebiet 10 m
                                          

2.3.3  Die oberste Begrenzung bei Flachdachgebäuden ist Oberkante Attika. Bei begehbaren Flachdächern zählt die 
          Gebäudehöhe bis OK geschlossene Brüstung (offene Umwehrungen gehören nicht zur Außenwand und sind somit
          nicht anzurechnen).

          Bei geneigten Dächern ist die oberste Begrenzung die Oberkante Dachfirst.

          Aufbauten wie Dachaufbauten, Lilone, sonstige konstruktive Gebäudeteile sowie betriebserforderliche Einrichtungen
          sind bis zu einer Höhe von 146,60 m ü. NN im Planteil 1 zulässig.

2.3.4  Zur eindeutigen Festlegung der Erdgeschoßfußbodenhöhe ist ein Geländeschnitt mit folgendem Inhalt vorzulegen:
          Höhenlage des ursprünglichen und geplanten Geländes, Höhenlage der Verkehrsflächen und Sohle der 
          Entwässerungsanlagen, Gebäudeumrisse, Gebäudehöhen.

2.4     Stellung der baulichen Anlage gemäß Planeintragung
          Die Längsseite der Gebäude ist parallel oder senkrecht zu einer an das Grundstück angrenzenden Erschließungs-
          straße auszurichten.
          Dem Baukörper untergeordnete Gebäudeteile und Nebenanlagen sind von dieser Festsetzung ausgenommen. 

3.       Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 uns Abs. 4 BauGB)

3.1     Innerhalb des eingeschränkten Industriegebiets GI(e) gilt:
          Die Schallschutzgutachten i.d.F. vom 10.05.2002 und 19.05.2002 sind Bestandteil des Bebauungsplanes unter Anlage 1 
          zur Begründung

3.2     Schalltechnsiche Festsetzungen im Industriegebiet GI(e)

          Es sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren Geräuschemissionen die nachfolgend festgesetzten immissions-
          wirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel (IFSP) micht überschreiten.

          Dazu ist im Genehmigungsverfahren nachzuweisen, dass die Beurteilungspegel der Betriebe und Anlagen auf einem
          Betriebsgrundstück insgesamt die aus den IFSP erechneten Immissionsrichtweranteile (IRWA) des Grundstückes an 
          den maßgeblichen Immissionsorten nicht überschreiten. Bei der Berechnung des IRWA wird nur das Abstandsmaß 
          berücksichtigt. Die Beurteilungspegel werden nach A.2.3 TA Lärm ermittelt.

          Der schalltechnische Nachweis ist über einen geeignete Stelle (z.B. öffentlich bestellter Sachverständiger für Gewerbe 
          oder Verkehrslärm) zu erbringen.
          In Ausnahmen kann bei Einzelbauvorhaben (z.B. von nicht störenden Gewerbebetrieben) durch das Landratsamt 
          Miltenberg -Immissionsschutz- auf Antrag der o.g Nachweis entfallen.

          Bei einer Aufstockung entlang der Staatsstraße St 2309 (Elsenfelder Straße) auf die im Bebauungsplan maximal 
          zulässigen Gebäudeoberkanten (OKH) ist im konkreten Bauantrag nachzuweisen, dass der Reflexionskoeffizient 
          von 0,5 nicht überschritten wird, z.B. durch Gliederung der Fassaden und geeignete Werkstoffauswahl.

3.3     Im Sondergebiet Logistik ist nur Tagesbetrieb von 6 bis 22 Uhr vorgesehen.  Das Gutachten  der MuUT Meß-und 
          Umwelttechnik GmbH zur Prognose der Schallimmission vom Juli 2014 ist zu beachten. Im Hinblick auf den
          Immissionsschutz des Gebiets wird das Sondergebiet hinsichtlich des immissionsschutzrechtlichen Schutzgrades 
          daher als GI-Gebiet eingestuft.

5.       Niederschlagswasser, Oberflächenwasser, Abwasser 
          (§ 9 Abs. 1 Nr 12,14 und Abs. 6 BauGB)

5.1     Die DIN 1986 -  Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke ist zu beachten. Rückstauebene
          ist Oberkante Straße vor dem Grundstück (Erschließungsstraße).

5.2     Der Abfluß des Niederschlagswassers von der Fahrbahn oder sonstigen Straßenteilen darf nicht behindert 
          oder verschlechtert werden. Niederschlagswasser oder Abwasser aller Art dürfen der Staatsstraße 2309 
          und den Erschließungsstraßen (einschl.  Straßengraben, Rinne, Straßeneinläufe) und dem Bahnbetriebs-
          gelände, nicht zugeführt werden.

5.3     Die Grundstücksentwässerung erfolgt im Trennsystem.
          Im Sondergebiet anfallendes, unbelastetes Niederschlagswasser wird der Versickerung zugeführt.
          Verunreinigtes Niederschlagswasser ist dem Stand der Technik entsprechend im Bereich des ICO vorher 
          zu reinigen. Soweit anfallendes Niederschlagswasser getrennt gesammelt und gegebenenfalls nach einer 
          Vorreinigung in das Grundwasser oder in den Main eingeleitet werden soll, ist hierfür ein eigenes 
          wasserrechtliches Verfahren zu beantragen, in welchem die Details festgelegt werden.

5.4     Wassergefährdende Stoffe
          Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Herstellen und Behandeln wassergefährdender Stoffe müssen so beschaffen sein und so 
          eingebaut, aufgestellt, unterhalten und betrieben werden, dass eine Verunreinigung des Gewässers oder eine sonstige 
          nachteilige Veränderung ihrer Eigenschaften nicht zu besorgen ist. §§ 19 g und folgende Wasserhaushaltsgesetze 
          -WHG- sind verbindlich zu beachten.

5.       Freileitung - Sicherheitsbestimmungen im GI(e):
          Die Sicherheitsvorschriften, VDE-Richtlinien sind im Bereich der Freileitungen, Mittelspannungsanlagen der Kabel 
          einschließlich Leitungsausübungsbereich einzuhalten. 
          Bauvorhaben auf Grundstücken, die innerhalb der Baubeschränkungszone der Freileitungen liegen oder unmittelbar 
          daran angrenzen, dürfen nur in Abstimmung mit der Bayernwerk AG errichtet werden. Die Bauantragsunterlagen 
          müssen deshalb der Bayernwerk AG, Netzzentrum Bamberg, zwecks Stellungnahme vorgelegt werden.
          Sollte der Drehkreis, also die äußerste Spitze des Auslegers von Baukränen, Betonpumpen u.ä. in die Bau-
          beschänkungszone hineinragen, so muss der Aufstellungsort, die Auslegerhöhe und die Auslegerlänge mit der 
          Bayernwerk AG, Netzzentrum Bamberg, abgestimmt werden.

1.       Dachgestaltung
          Industriegebiet (GI(e)):
          Für Gewerbebetriebe sind Flachdächer und geneigte Dächer bis 20° zulässig
          Sondergebiet (SO):
          nur Flachdächer zulässig

2.       Fassadengestaltung
          Die Verwendung von grell-leuchtenden, spiegelnden und reflektierenden Farben und Materialien an Gebäuden und 
          baulichen Anlagen ist nicht zulässig.
          Die Gestaltung der Außenfassade ist mit dem zuständigen Bauamt abzustimmen.
          Mit der Einreichung des Bauantrages sind der Bauaufsichtsbehörde Farbgestaltungsvorschläge vorzulegen.

3.       Einfriedungen im GI(e):
          Einfriedungen zur Staatsstraße St 2309 dürfen in einer Höhe von max. 2,00 m auch in massiver Ausführung errichtet werden. 

4.       Abstandsflächen
          Es gelten die Abstandsregelungen Art. 6 der BayBO.

5.       Verbot von Werbeanlagen
          In der dargestellten 20 m-Anbauverbotszone gemäß Art. 23 BayStrWG entlang der Staatstraße St 2309 dürfen werbe- 
          und bauliche Anlagen nicht errichtet werden.

A1a Teilfläche von 8215 
Gemarkung 
Erlenbach 

Pflanzgebot Fläche nördlich  Müllverladestation. 
Anerkannt wird Fläche ab 10m Breite (1200m²) Pflanzung 
von 10 Hochstämmen Stu 20/25 cm,  
Artenauswahl: Ahorn, Linde, Eiche, Hainbuche, 
Vogelkirsche,  sowie Pflanzung eines Feldgehölzes  mit  
autochthonen Landschaftsgehölzen  (Heister 10%, 
Sträucher 90%) 

A3a 8338, 8339, 8340, 
8317, 8316, 8341, 
8342 
Gemarkung 
Erlenbach  

Entwicklung Magerrasenstandort für Nord-Südvernetzung, 
Abtrag Oberboden, randliche  Pflanzung  von einigen 
Obstbäumen und Dornbüschen  

A3c 8343 Gemarkung 
Erlenbach 

Entwicklung Magerrasenstandort für Nord-Südvernetzung, 
Abtrag Oberboden als  Erweiterung von  3a   

A14 Teilfläche von 8215 
Gemarkung 
Erlenbach 

Rücknahme der fremdländischen Gehölze auf 30%, 
Nachpflanzen von Eichen, Linde, Hainbuche, sowie 
Ergänzung mit  Dornsträuchern als Gehölzmantel. Mahd 
des restlichen Saums erst ab 1.9. 

A8 Teilflächen von 
7458, Gemarkung 
Erlenbach 

Waldumbau zu naturnahem Laubwald: Sukzessive 
Entfernung der Kiefern, gezielte starke Nachpflanzung von 
Eiche, Buche, Esskastanie, Linde, Hainbuche. Einzäunung 
gegen Verbißschäden, Optimierung als 
Fledermauslebensraum mit Totholzanteil und 
Fledermauskästen. 

 A9 Teilflächen von 
7458,  8802, 8801, 
8865, Gemarkung 
Erlenbach 

Aufforstung der großen Sturmschadensfläche mit 
naturnahem Laubwald (Eiche, Buche, Esskastanie, Linde, 
Hainbuche), Einzäunung gegen Verbißschäden 

A16 TF 8181/1 
Gemarkung 
Erlenbach 

Ergänzung naturnaher Laubwald (50% der Fläche mit 1800 
m²) Pflanzung von Eiche, Buche, Hainbuche. 
Anbringen von 5 Fledermauskästen und 3 Kästen für 
höhlenbrütende Vögel im Bereich der vorhandenen 
Gehölzgruppe 

 

A15 9267 Teilfläche, 
Gemarkung 
Erlenbach 

Ökologischer Waldumbau zu naturnahem Laubwald im 
Gemeindewald Erlenbach Lage Orgel:  
Entfernung der Kiefern bis auf Schirm von 30% als 
Frostschutz, der nach 5-6 Jahren entfernt wird, wenn 
Pflanzung entsprechende Höhe erreicht hat. Jedoch Erhalt 
von einigen Altbäumen zur Optimierung als 
Fledermauslebensraum mit Fledermauskästen und 
Vogelkästen für Höhlenbrüter, sowie Totholzanteil. 
Gezielte starke Nachpflanzung von Eiche, Buche  
Hainbuche, Edellaubhölzer. Einzäunung gegen 
Verbißschäden.  Aufwertung durch Erhöhung des 
Laubholzanteils gegenüber Einrichtungsplan 70%,  
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